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Satzung der Gemeinde Moorrege über den
Bebauungsplan Nr. 31 "Heistmer Weg "
Für das Gebiet östlich Heistmer Weg, westlich Wedeler Chaussee

Mit örtlichen Bauvorschriften nach § 84 der Landesbauordnung
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ZEICHENERKLÄRUNG
Es gilt die Planzeichenverordnung 18.12.1990, zuletzt geändert am 22.07.2011

Art der baulichen Nutzung

Allgemeine Wohngebiete mit Nummerierung

Mischgebiete

Eingeschränkte Gewerbegebiete

Maß der baulichen Nutzung

Grundflächenzahl

Zahl der Vollgeschosse als Höchstmaß

Bauweise, Baulinien, Baugrenzen

Baugrenze

Verkehrsflächen

Private Straßenverkehrsflächen

Straßenbegrenzungslinie

Flächen für die Landwirtschaft und Wald

Flächen für die Landwirtschaft

Flächen für Wald

Planungen, Nutzungsregelungen, Maßnahmen und Flächen für Maßnahmen zum
Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und Landschaft

Umgrenzung von Flächen mit Bindungen für Bepflanzungen und für die Erhaltung von Bäumen,
Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen, sowie von Gewässern

Erhaltung: Bäume

Umgrenzung von Schutzgebieten und Schutzobjekten im Sinne des Naturschutzrechtes, hier nach
§ 30 BNatSchG gesetzlich geschütztes Biotop (Knick)

Sonstige Planzeichen

Grenze des räumlichen Geltungsbereiches

Abgrenzung unterschiedlicher Nutzung, z.B. von Baugebieten, oder Abgrenzung des Maßes der
Nutzung innerhalb eines Baugebietes

Darstellung ohne Normcharakter

Grenze des räumlichen Geltungsbereiches des Bebauungsplans Nr. 26 "Firma Maschmann"

Hochspannungsleitung

Trauf- und Firsthöhe des Hauptdaches als Höchstmaß
(s. textliche Festsetzung 1.3)

z.B.

z.B.

Nur Einzelhäuser zulässig

1. Festsetzungen nach Baugesetzbuch (BauGB)
Art und Maß der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, § 1 Abs. 6 Nr. 1 BauNVO)

1.1 Im eingeschränkten Gewerbegebiet sind nur Nutzungen und Anlagen zulässig, die das Wohnen
nicht wesentlich stören.

Je Betrieb und Grundstück darf maximal eine gemäß § 8 Abs. 3 Nr. 1 BauNVO im Gewerbegebiet
ausnahmsweise zulässige Wohnung für Aufsichts- und Bereitschaftspersonen sowie für
Betriebsinhaber und Betriebsleiter errichtet werden, sofern diese dem Gewerbebetrieb zugeordnet
und ihm gegenüber in Grundfläche und Baumasse untergeordnet ist und die Grundstücksfläche des
Betriebes mindestens 1.500 m² beträgt.

Vergnügungsstätten, insbesondere Spielhallen und ähnliche Unternehmen im Sinne von § 33 i der
Gewerbeordnung, die der Aufstellung von Spielgeräten mit und ohne Gewinnmöglichkeit dienen,
Wettbüros, Bordelle, bordellartige Betriebe sowie Vorführ- und Geschäftsräume, deren Zweck auf
die Darstellung oder auf Handlungen mit sexuellem Charakter ausgerichtet ist, sind unzulässig (§ 1
Abs.5 und 9 BauNVO).

1.2 Einzelhandelsbetriebe mit Ausnahme des Versandhandels sind unzulässig.

1.3 Im allgemeinen Wohngebiet 1 (WA 1) beträgt die maximale Traufhöhe des Hauptdaches 4,50 m
und die maximale Firsthöhe 9,50 m. Im allgemeinen Wohngebiet 2 (WA 2),  im Mischgebiet (MI)  und
im eingeschränkten Gewerbegebiet (GEe) beträgt die maximale Traufhöhe des Hauptdaches 7,50
und die maximale Firsthöhe 9,50 m. Der Traufpunkt ist der Schnittpunkt zwischen senkrechter
Wandaußenfläche und Oberkante Dachhaut. Bezugspunkt der Höhenmessung ist die mittlere Höhe
des zugehörigen Straßenabschnittes.

1.4 Die Oberkante des Erdgeschossfußbodens darf maximal 30 cm höher hergestellt werden als die
mittlere Höhe des zugehörigen Straßenabschnittes.

Mindestgrundstücksgröße (§ 9 Abs. 1 Nr. 3 BauGB)

1.5 Im WA 1, WA 2 und MI sind je Einzelhaus mindestens 600 m² Grundstücksfläche erforderlich.

Beschränkung der Zahl der Wohnungen (§ 9 Abs. 1 Nr. 6 BauGB)

1.6 Im WA 1 und MI sind je Einzelhaus maximal zwei Wohnungen zulässig. Im WA 2 sind je
Einzelhaus maximal vier Wohnungen zulässig.

Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft
und Anpflanzungen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen ( § 9 Abs. 1 Nr.
20 und 25 BauGB)

1.7 Der zum Erhalt festgesetzte Baum ist dauerhaft zu erhalten und nach Abgang durch
Anpflanzung der gleichen Baumart in der Qualität 3 x verpflanzt, 16-18 cm Stammumfang zu
ersetzten.

1.8 Der Knick ist vor Eingriffen zu schützen und mit Knickwall und Gehölzen dauerhaft zu sichern,
zu pflegen und zu entwickeln. Lückige Knickabschnitte sind mit Gehölzen der folgenden Liste in 1 m
Pflanzabstand und je nach örtlichenVerhältnissen ein- oder zweireihig zu bepflanzen. Beschädigte
Knickwallabschnitte sind auszubessern. Innerhalb der Fläche sind Bodenversiegelungen nicht
zulässig.

Artenvorschläge:

Feldahorn (Acer campestre)
Hasel (Corylus avellana)
Holunder (Sambucus nigra)
Hundsrose (Rosa canina)

z.B.

z.B.



Faulbaum (Frangula alnus)
Weißdorn (Crataegus monogyna).

1.9 Vor den bestehenden Knicks sind auf den Flächen mit Bindungen für Bepflanzungen
mindestens 5,00 m breite Knickschutzstreifen anzulegen, mit einer Saatgutmischung aus
gebietsheimischen Wildkräutern und Wildgräsern anzusäen und dauerhaft zu erhalten. Die Flächen
sind einmal jährlich zu mähen. Die Anpflanzungen sind spätestens bei Baubeginn vorzunehmen.

1.10 Im Gewerbegebiet ist nur die Verwendung von Natriumdampf-Hochdrucklampen, LED-Lampen
und Beleuchtungsanlagen zulässig, die ein für Vögel und Insekten wirkungsarmes Spektrum
aufweisen. Es sind staubdichte Leuchten zu verwenden. Für Außenleuchten sind nur Lichtquellen
zu verwenden. Für Außenleuchten sind nur Lichtquellen zu verwenden, deren Abstrahlung nach
unten gerichtet und auf einen Winkel von bis zu 50° zur Vertikalen beschränkt ist. Das Anstrahlen
von baulichen Anlagen, mit Ausnahme von zulässiger Weise errichteten Werbeanlagen, ist nicht
zulässig.

1.11 Das anfallende Niederschlagswasser ist, soweit es nicht in Speichereinrichtungen gesammelt
und genutzt wird, auf den Grundstücken über die belebte Bodenzone zu versickern.

Immissionsschutz (§9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB)

1.12 Bei der Planung von Lichtanlagen ist darauf zu achten, dass Immissionsrichtwerte der
folgenden Tabelle eingehalten werden (mittlere Beleuchtungsstärke EF in der Fensterebene von
Wohnungen bzw. bei Balkonen oder Terrassen, den Begrenzungsflächen für die Wohnnutzung,
hervorgerufen von Beleuchtungsanlagen, ausgenommen öffentliche Straßenbeleuchtungsanlagen):

2. Örtliche Bauvorschriften zur Gestaltung nach § 84 Landesbauordnung (LBO)

2.1 Die Hauptdächer der Hauptgebäude sind mit einer Dachneigung von 10-55 Grad auszuführen.

2.2 Die Dacheindeckung der Hauptdächer ist nur als Pfannendeckung in den Farben Rot bis
Rotbraun oder Grau bis Schwarz sowie mit weicher Dachdeckung (Reetdach) oder als Solaranlage
zulässig. Gewerblich genutzte Hallenbauten sind von dieser Vorschrift ausgenommen.
Solaranlagen auf Dächern sind im gleichen Neigungswinkel anzubringen wie die übrige Dachfläche.

2.3 Die Fassaden sind in Sichtmauerwerk, Putz oder Holz herzustellen. Gewerblich genutzte
Hallenbauten sind davon ausgenommen, diese sind in den Farben in Grau oder Grün herzustellen.

2.4 Die Gesamtlänge von Dachgauben und Dacheinschnitten darf je Dachseite insgesamt nicht
mehr als 50 % der Gesamtlänge der Dachseite betragen. Die Seitenwände der Dachgauben und
Dacheinschnitte müssen von den freien Giebeln mindestens 2 m entfernt bleiben.

2.5 Zulässig sind nur Werbeanlagen, die auf dort ansässige Firmen hinweisen. Zulässig ist je
Betrieb höchstens eine an der Fassade angebrachte Werbeanlage. Sie darf die Traufe bzw. den
Ortgang nicht überragen, die Höhe darf 1,50 m nicht überschreiten, die Länge darf nicht mehr als
20 % der jeweiligen Fassadenlänge betragen.

Werbeanlagen, die in die freie Landschaft einwirken, sind unzulässig. Zusätzlich freistehende
Werbeanlagen sind nur als dem Verkehr dienende Hinweisschilder zulässig. Sie sind an den dafür
erforderlichen und geeigneten Stellen auf Tafeln zusammenzufassen bzw. als einzelne
Hinweisschilder unmittelbar an der Grundstückszufahrt zulässig.

2.6 Selbstleuchtende Werbeanlagen sowie Leuchtwerbungen mit sich bewegendem oder
veränderlichem Licht sind unzulässig.

Hinweise
Artenschutz

Die Artenschutzrechtlichen Verbotstatbestände gem. § 44 Abs. 1 Bundesnaturschutzgesetz sind zu
beachten. In diesem Fall sind die Baufeldräumung und die Beseitigung von Gehölzen nur
außerhalb des Brutzeitraumes von Vögeln (als Brutzeitraum gilt die Zeit zwischen dem 1. März und
dem 30. September) zulässig oder zu anderen Zeiten nach fachkundiger Kontrolle auf Nester und
wenn durch Maßnahmen Beeinträchtigungen ausgeschlossen werden können (Näheres siehe
Kapitel xx der Begründung). Weiterhin ist eine Prüfung auf Besatz von für Fledermäuse potenziell
geeigneten Höhlenbäumen (Quartiere) im Vorfeld von Fällarbeiten durchzuführen.

Knickschutz

Die vorhandenen Knicks sind gesetzlich geschützte Biotope nach § 30 BNatSchG i.V.m. § 21
LNatSchG und zu erhalten. Handlungen die zu einer Zerstörung oder einer sonstigen erheblichen
Beeinträchtigung führen können, sind verboten. Von diesen Verboten kann auf Antrag eine
Ausnahme zugelassen werden, wenn die Beeinträchtigungen ausgeglichen werden können.
Pflegemaßnahmen sind entsprechend der Durchführungsbestimmungen zum Knickschutz des
Knickerlasses vom 11. Juni 2013 (Erlass des Ministeriums für Energiewende, Landwirtschaft,
Umwelt und ländliche Räume des Landes Schleswig-Holstein - V 534-5315.10) durchzuführen.
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